
 Stadtrat 
 vom 21.04.2021 

 

Seite 1 von 5 

 
011-00.32.31-9/2/1 

 
Neustrukturierung des Einwohneramtes (EP) und des Standesamtes (StN); 
Bildung eines Bürgeramtes Mitte und eines Amtes für Migration und Integration 
 
Antrag der Stadtratsfraktionen der CSU, SPD und von Bündnis 90/Die Grünen vom 08.03.2021 
 
 
 

 I. 1. Ausgangssituation 
 
Die Stadtratsfraktionen der CSU, SPD und von Bündnis 90/ Die Grünen haben am 
08.03.2021 beantragt, aus den bisherigen Abteilungen Bürgerdienste (EP/1) und Versiche-
rungsamt (EP/3) des Einwohneramtes sowie dem Standesamt (StN) die neue Dienststelle 
„Bürgeramt Mitte“ (BAM) zu bilden. Aus der Abteilung „Ausländerwesen“ (EP/2) des Einwoh-
neramtes soll die neue Dienststelle „Amt für Migration und Integration“ (MI) gebildet werden. 
 
Darüber hinaus wurde die Verwaltung beauftragt, ein Konzept zur detaillierten Ausgestaltung 
und Umsetzung vorzulegen sowie die Einrichtung einer Shared-Service-Einheit für Verwal-
tung/Zentrale Aufgaben (Personal, Haushalt, Beschaffung etc.) zu prüfen. 
 
Der Antrag wurde damit begründet, dass im Oktober 2020 große Teile der Ausländerbehörde 
(EP/2) interimsweise in die Regensburger Straße verlagert wurden und im Jahr 2024 die 
Ausländerbehörde komplett, also einschließlich der Bereiche, die sich derzeit noch in den 
Gebäuden Hirschelgasse 32 befinden, auf das ehemalige Quelle-Areal in der Fürther Straße 
(The Q) umziehen soll. Dadurch ergibt sich die Möglichkeit zu einer Neukonzeption des 
Dienstleistungsangebots im Ämterkomplex Äußere Laufer Gasse/Hirschelgasse und dem 
Ausbau zu einem Bürgerservicezentrum Mitte. 
 
Durch den Neuzuschnitt der Dienststellen können sich beide neuen Einheiten auf die Kern-
aufgaben Verbesserung des Bürgerservice und die Umsetzung des Registermoderisierungs-
gesetzes bzw. den sensiblen Bereich der Migration und Integration konzentrieren. 
 
Die Behandlung der grundsätzlichen Ausgestaltung der neuen Dienststellen erfolgt im öffent-
lichen Teil der POA-Sitzung. Die konkrete stellenplanmäßige Umsetzung wird im nichtöffent-
lichen Teil behandelt, da dort ein enger Personenbezug vorhanden ist. 

 
 

  2. Grundsätzliche Ausgestaltung und künftige Aufgabenverteilung 
 

   Die publikumsintensiven Dienststellen Einwohneramt (EP) und Standesamt (StN) prägen 
zusammen mit dem Ordnungsamt (OA) und den Bürgerämtern (BA/NOS) das Bild, das viele 
Bürgerinnen und Bürger vom Bürgerservice der Stadtverwaltung haben. 
 
Die Erwartungen und Anforderungen an die Stadtverwaltung in Bezug auf den Bürgerservice 
verändern sich seit einigen Jahren gravierend. Um die künftige Aufgabenerledigung konse-
quent den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger auszurichten, soll im Ämterkomplex 
Äußere Laufer Gasse/Hirschelgasse mit dem Bürgeramt Mitte ein zentrales Bürgerservice-
zentrum entstehen. Räumlich wie organisatorisch sollen im Ämterkomplex Äußere Laufer 
Gasse/Hirschelgasse dort folgende Aufgaben angesiedelt werden: 
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Thema 
zuständige Dienststelle 
bisher künftig 

- Bürgerdienste (z. B. Meldeangelegenheiten, Reisepässe, 
Personalausweise, Führungszeugnisse, Melderegisteraus-
künfte, Bewohnerparkausweise) 

EP BAM 

- ServiceCenter, Servicestelle mein.nuernberg EP BAM 
- Eheschließungen, Geburten StN BAM 
-  Vaterschaftsanerkennungen, Namensrecht, Urkunden StN BAM 
- Kirchenaustritte StN BAM 
- Auslandspersonenstandsfälle (Nachbeurkundung,  

Namensführung) 
StN BAM 

- Beratung zur Sozialversicherung (Versicherungsamt) EP BAM 
- Führerscheine OA OA 

 
Das BürgerInformationsZentrum (BIZ) und die Trausäle des Standesamts sollen dauerhaft 
am Hauptmarkt 18 bleiben. Bis zum Umzug der noch in der Hirschelgasse untergebrachten 
Asylgruppe der Ausländerbehörde in die Fürther Straße (The Q) soll das Sachgebiet „Sterbe-
fälle“ des Standesamts in den bisherigen Räumen in der Spitalgasse bleiben; danach wird  
eine Ansiedlung in der Hirschelgasse geprüft. 
 
Durch den Umzugs des Bereichs Führerscheine (OA/2-FS) aus dem Gebäude Innerer Laufer 
Platz 3 in die Hirschelgasse entspannt sich sie räumliche Situation im Gebäude Innerer Lau-
fer Platz 3, so dass auch dort die Abläufe und der Bürgerservice verbessert werden können. 
 
Die bisherige Abteilung „Ausländerwesen“ (EP/2, künftig Amt für Migration und Integration 
(MI)) bleibt bis zum Umzug in den The Q-Komplex in ihren aktuellen Räumlichkeiten (Re-
gensburger Straße, Hirschelgasse, Äußere Laufer Gasse). Mit Ausnahme des Bereichs 
„Staatsangehörigkeit, Einbürgerungen“, der aus Platzgründen im Gebäude Äußere Laufer 
Gasse bleibt, wird das künftige Amt für Migration und Integration vollständig im The-Q-
Komplex angesiedelt.   

 
Zur organisatorischen Umsetzung der beschriebenen neuen Struktur werden ab 01.05.2021 
aus den bisherigen Dienststellen 
 
„Einwohneramt“ (EP; Dienststellennummer/Aufgabengruppe 330) und  
„Standesamt“ (StN; Dienststellennummer/Aufgabengruppe 340)  
 
die Dienststellen 
  
„Bürgeramt Mitte“ (BAM; Dienststellennummer/Aufgabengruppe 330) und  
„Amt für Migration und Integration“ (MI; Dienststellennummer/Aufgabengruppe 335)  
 
gebildet und der Stellenplan entsprechend angepasst. Die weitere verwaltungsmäßige Um-
setzung (Anpassung Beschilderung, Standard E-Mailadressen, Briefköpfe/Formulare, etc.) 
erfolgt sukzessiv. 
 

 
  4. Bildung einer Shared-Service-Einheit für BDR, BAM und MI 

 
   Bei allen Bürgerdienststellen sind dem Grunde nach ähnliche Querschnittsthemen zu 

bearbeiten. Dies betrifft interne Verwaltungsaufgaben wie Personal, Haushalt oder Beschaf-
fung, aber beispielsweise auch die einheitliche Pflege der Internetauftritte der Dienststellen 
(sog. Mini-Webs), des Online-Terminvereinbarungssystems (TEVIS) oder den (gemeinsa-
men) Betrieb von Kassenautomaten.     
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Um ähnliche Aufgaben zu bündeln und dadurch eine einheitliche Bearbeitung und Synergie-
effekte erzielen zu können, soll mit der Neustrukturierung der Dienststellen eine gemeinsame 
Shared-Service-Einheit für BDR, BAM und MI eingerichtet werden. Diese Shared-Service-
Einheit (SSE) soll wichtige Unterstützungsprozesse für die beteiligten Dienststellen und de-
ren Fachabteilungen anbieten. 
Durch die Konzentration auf Kernkompetenzen und die Realisierung neuer Freiräume inner-
halb des bestehenden Stellenplans werden die knappen Ressourcen der Verwaltungseinheit 
auch zukünftig bestmöglich genutzt. Die Zusammenlegung gleichartig gelagerter Prozesse 
ergeben sich Skaleneffekte zugunsten der jeweiligen Fachaufgaben. Eine standort- und 
dienststellenübergreifende Zusammenarbeit wird durch die konsequente Nutzung des städti-
schen DMS-Systems, der elektronischen Arbeitszeiterfassung (ELAZ)/Personalserviceportal 
(PSP), aber auch durch die Einführung der eRechnung deutlich erleichtert. Auch der zukünf-
tige Einarbeitungs- und Fortbildungsaufwand reduziert sich. 
 
Die Shared-Service-Einheit soll organisatorisch bei BAM angesiedelt werden (BAM/SSE).  
 
In den nächsten Monaten müssen das Leistungsspektrum und die konkrete Ausgestaltung 
der Zusammenarbeit zwischen der Shared-Service-Einheit und den betreuten Dienststellen  
konkretisiert werden. Hierbei soll durch eine Standardisierung, Harmonisierung und Automa-
tisierung der Kernprozesse erfolgen. 
 
Perspektivisch sind ein Ausbau der Shared-Service-Einheit und die dortige Bündelung weite-
rer Aufgaben denkbar. Dies wird nach Abschluss der Umsetzung der Neustrukturierung und 
einer Einschwungphase zu prüfen sein. 
 
Einzelheiten zur stellenplanmäßigen Ausgestaltung der Shared-Service-Einheit werden im 
nichtöffentlichen Teil dargestellt.  

    
 

  5. Haushaltsmäßige Umsetzung und Änderung des Aufgaben- und Geschäftsverteilung 
 
    

Zur Verwaltungsvereinfachung soll die haushaltsmäßige Umsetzung der neuen Struktur zum 
Beginn des nächsten Haushaltsjahres (01.01.2022) erfolgen: 
 
 

Produkt Leistung Dienststelle 

  
bisher künftig 

122210  
Melde/Passangelegenheiten, 
Bürgerservice 

   

 
L122210001 Melderegister EP BAM 

 
L122210002 Pass- und Ausweisangelegenheiten EP BAM 

 
L122210003 Bürgerservice EP BAM 

 
L122210004 Service-Center EP BAM 

 
L122210005 BIZ EP BAM 

 
L122210006 mein.nuernberg Servicestelle EP BAM 

    122310  
Ausländer-
/Staatsangehörigkeitswesen 

   

 
L122310001 Aufenthaltsbegleitende Maßnahmen  EP MI 

 
L122310002 Aufenthaltsbeendende Maßnahmen EP MI 

 

L122310003 Einbürgerung/Staatsangehörigkeit/ 
Namensrecht EP MI 
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Produkt Leistung Dienststelle 

  
bisher künftig 

351800  
Städtisches Versicherungs-
amt 

   

 
L351800001 Sozialversicherungsangelegenheiten EP BAM 

    122220  
Personenstandswesen 

   

 
L122220001 Eheschließungen StN BAM 

 
L122220002 Geburten StN BAM 

 
L122220003 Sterbefälle StN BAM 

 
L122220004 Urkunden und Kirchenaustritte StN BAM 

 

L122220005 Nachbeurkundung, Namensrecht, 
Berichtigungen 

StN BAM 

 
Die aufgrund der beschriebenen organisatorischen Änderungen erforderliche Anpassung des 
Aufgabengliederungsplans, in dem die einzelnen Aufgaben der Dienststellen konkret darge-
stellt werden, erfolgt gesondert. Dies gilt auch für die Fortschreibung des Geschäftsvertei-
lungsplan der Stadt Nürnberg. 

 
    
  6. Stellenplan und Kosten 
 
   Die künftige stellenplanmäßige Struktur BAM, MI und der Shared-Service-Einheit sind in 

einer gesonderten POA-Vorlage im nichtöffentlichen Teil detailliert dargestellt und wird dort 
zur Entscheidung vorgelegt. 
 
Die vorgesehenen Umstrukturierungen können durch vorhandene Stellen realisiert werden. 
Im Ergebnis können die Personalkosten um 36.370 € pro Jahr reduziert werden. 
 

 
  7. Zentrale Anlaufstelle Migration (ZAM) 

 
Damit die Integration von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte gelingen kann, ist der 
schnelle und reibungslose Zugang zu Regelstrukturen und –angeboten sehr wichtig. Die Be-
ratungs-und Angebotslandschaft in Nürnberg ist vielfältig, dynamisch und gut ausgebaut. Je-
doch kann sie für Menschen mit Zuwanderungs-und/oder Migrationsgeschichte, die sich in 
Nürnberg kurz-, mittel-oder langfristig aufhalten, auch sehr unübersichtlich sein. Die Heraus-
forderung in der Suche nach einer passgenauen Beratung oder auch nach einem geeigneten 
Angebot kann viele Gründe haben. Oftmals sind die Angebote unbekannt oder es bestehen 
persönliche Hürden wie bspw. Sprachbarrieren oder auch psychische Erkrankungen. Man-
che Angebote sind auch im Zugang beschränkt d.h. es dürfen nur bestimmte Zielgruppen 
teilnehmen (bspw. aufgrund von förderrechtlichen Vorgaben).  
 
Es bedarf daher einer Beratungsstelle, welche Menschen mit Migrationsgeschichte und de-
ren vertraute Dritte (bspw. Freunde, Ehrenamtliche, Angehörige, Dolmetscher) eine offene 
und niedrigschwellige Erstberatung und Lotsenfunktion anbietet. Dank der Förderung durch 
das Bayerische Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration konnte die Zentrale 
Anlaufstelle Migration (ZAM) am 01. Juli 2019 die Arbeit zur Unterstützung von Ratsuchen-
den im Kontext Zuwanderung, Migration und Integration aufnehmen. Die ZAM-Beratung ist 
eine Kooperation der Stadt Nürnberg mit Trägern der freien Wohlfahrtspflege in Nürnberg 
(Arbeiterwohlfahrt, Bayerisches Rotes Kreuz, Caritasverband, Johanniter, Stadtmission). Das 
Beratungsteam besteht aus städtischen Mitarbeitenden (Referat für Jugend, Familie und So-
ziales/Regiestelle für Flucht und Integration) und Mitarbeitenden der freien Wohlfahrtspflege, 
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welche in der Flüchtlings- und Integrationsarbeit und/oder Migrationsberatung tätig sind.  Die 
ZAM-Beratung verweist in einer Lotsenfunktion zielführend auf bestehende Beratungsstellen, 
in denen eine langfristige und nachhaltige Beratung stattfinden kann. Sie ist eine nied-
rigschwellige (anonyme) Anlaufstelle mit offener Sprechstunde ohne Terminvereinbarung. 
Die ZAM-Beratung als niedrigschwellige Anlaufstelle hat sich sehr gut etabliert. Ziel bleibt 
aber stets weitere Instrumente und Maßnahmen zu entwickeln, um die Niedrigschwelligkeit 
zu erhöhen und die Zugänge zu erleichtern. Zukünftig möchte die ZAM-Beratung daher die 
sogenannte mobile Beratung anbieten. Als Lotsen-/Beratungsstelle will die ZAM-Beratung 
nicht auf die Ratsuchenden „warten“, sondern Beratung in Räumen oder Gebäuden anbie-
ten, welche ohnehin aufgesucht werden. Die mobile Beratung könnte daher stunden- oder 
tageweise in stark frequentierten Gebäuden angesiedelt werden. Die mobile Beratung soll in 
den nächsten Jahren schrittweise an verschiedenen Orten ausprobiert und weiterentwickelt 
werden. Die mobile Beratung könnte dann auch im Sozialrathaus auf dem The Q-Areal um-
gesetzt werden.  
Die bisher angedachte Belegungsorganisation in The Q wird durch das neue Angebot einer 
mobilen Beratung nicht erweitert und im  Rahmen der zur Verfügung stehenden Raumres-
sourcen für das Referat für Jugend, Familie und Soziales ohne eine Flächenausweitung or-
ganisiert und durchgeführt. 
 

 
  Beschlussvorschlag 

 
Der Bildung der Dienststellen „Bürgeramt Mitte“ und „Amt für Migration und Integration“ in 
der beschriebenen Ausgestaltung wird zugestimmt. 
 
Die Umsetzung erfolgt sukzessiv mit Wirkung ab 01.05.2021  
 
 

  
 
 II. BgA/Stadtrat 

 
 
Nürnberg, 31.03.2021 

Direktorium Bürgerservice, Digitales und Recht 

 

 

gez. Kuch (37 00 4) 
(Unterschrift liegt elektronisch vor) 
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